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464.

VERWALTUNGSVEREIN-
BARUNG ZUR DURCH-
FÜHRUNG DES ABKOM-
MENS IM BEREICH DER
SOZIALEN SICHERHEIT
ZWISCHEN DER REPU-
BLIK ÖSTERREICH UND
KANADA VOM 24. FEB-

RUAR 1987

Auf Grund des Artikels 18
Absatz 1 des Abkommens im
Bereich der Sozialen Sicherheit
zwischen der Republik Öster-
reich und Kanada vom
24. Februar 1987 haben die
zuständigen Behörden, und zwar

für Österreich
der Bundesminister für soziale
Verwaltung,

für Kanada
der Minister für Nationale
Gesundheit und Wohlfahrt,

folgendes vereinbart:

ABSCHNITT I

ALLGEMEINE
BESTIMMUNGEN

Artikel 1

(1) Für die Durchführung die-
ser Verwaltungsvereinbarung
bedeutet der Ausdruck „Abkom-
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men" das am 24. Februar 1987 in
Wien geschlossene Abkommen
im Bereich der Sozialen Sicher-
heit zwischen der Republik
Österreich und Kanada.

(2) Andere Ausdrücke haben
dieselbe Bedeutung, die ihnen im
Abkommen gegeben wird.

Artikel 2

Verbindungsstellen nach Arti-
kel 19 des Abkommens sind

in Österreich
der Hauptverband der öster-
reichischen Sozialversiche-
rungsträger,
Wien;

in Kanada
das Ministerium für Nationale
Gesundheit und Wohlfahrt,
Generaldirektion für Einkom-
menssicherungsprogramme,
Abteilung für internationale
Durchführung,
Ottawa.

ABSCHNITT II

BESTIMMUNGEN ÜBER DIE
ANZUWENDENDEN

RECHTSVORSCHRIFTEN

Artikel 3

(1) In den Fällen des Artikels 7
des Abkommens oder in den Fäl-
len einer Wahl nach Artikel 8 des
Abkommens hat der Träger des
Vertragsstaates, dessen Rechts-
vorschriften anzuwenden sind,
über Antrag eine Bescheinigung
darüber auszustellen, daß für den
Dienstnehmer hinsichtlich der
betreffenden Beschäftigung diese
Rechtsvorschriften gelten.

(2) Die Bescheinigungen nach
Absatz 1 sind auszustellen

bei Anwendung der öster-
reichischen Rechtsvorschriften
vom zuständigen Träger der
Krankenversicherung;

bei Anwendung der kanadischen
Rechtsvorschriften vom Ministe-
rium für Volkseinkommen —
Steuern, Abteilung für Quellen-
abzug.



170. Stück — Ausgegeben am 25. September 1987 — Nr. 464 2559

ABSCHNITT III

BESONDERE BESTIMMUN-
GEN ÜBER LEISTUNGEN

Artikel 4

(1) In diesem Artikel bedeutet
der Ausdruck „Stelle"

in bezug auf Österreich den
zuständigen Träger;

in bezug auf Kanada die Verbin-
dungsstelle.

(2) Für die Durchführung des
Abschnittes III des Abkommens
hat die Stelle eines Vertragsstaa-
tes, bei der ein Antrag auf eine
Leistung nach den Rechtsvor-
schriften des anderen Vertrags-
staates eingereicht wird, den
Antrag unverzüglich der Verbin-
dungsstelle des anderen Vertrags-
staates zu übermitteln.

(3) Die Stelle des ersten Ver-
tragsstaates hat auch sonstige ver-
fügbare Unterlagen und Aus-
künfte zu übermitteln, die für die
Stelle des anderen Vertragsstaa-
tes für die Feststellung des Lei-
stungsanspruches des Antragstel-
lers erforderlich sein könnten.
Diese Unterlagen haben eine
Bescheinigung über die Versiche-
rungszeiten nach den Rechtsvor-
schriften des ersten Vertragsstaa-
tes und im Falle eines Antrages
auf eine Leistung nach dem kana-
dischen Gesetz über die Alterssi-
cherung eine Bescheinigung über
die im Gebiet Österreichs zurück-
gelegten Zeiten des gewöhnlichen
Aufenthaltes zu enthalten. Im
Falle eines Anspruches auf eine
Erwerbsunfähigkeitspension hat
die Stelle des ersten Vertragsstaa-
tes in dem nach den von ihr anzu-
wendenden Rechtsvorschriften
zulässigen Ausmaß der Stelle des
anderen Vertragsstaates auf Ersu-
chen die verfügbaren ärztlichen
Unterlagen und Berichte betref-
fend die Erwerbsunfähigkeit des
Antragstellers oder des Berechtig-
ten zur Verfügung zu stellen.

(4) Die eine Person betreffen-
den Angaben sind von der Stelle
des ersten Vertragsstaates ord-
nungsgemäß zu bescheinigen,
wobei bestätigt wird, daß die
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Angaben auf Grund entsprechen-
der Nachweise bescheinigt wer-
den; die Übersendung der bestä-
tigten Angaben befreit die Stelle
von der Übersendung der Nach-
weise.

(5) Nach Erhalt des Antrages
hat die Stelle des anderen Ver-
tragsstaates der Stelle des ersten
Vertragsstaates die Versiche-
rungszeiten nach den von ihr
anzuwendenden Rechtsvorschrif-
ten mitzuteilen.

(6) Jede Stelle hat sodann die
Ansprüche des Antragstellers fest-
zustellen und der anderen Stelle
die dem Antragsteller gegebenen-
falls gewährten Leistungen mitzu-
teilen.

ABSCHNITT IV

VERSCHIEDENE
BESTIMMUNGEN

Artikel 5

Der zuständige Träger eines
Vertragsstaates hat dem zuständi-
gen Träger des anderen Vertrags-
staates die aus der Anwendung
des Artikels 18 Absätze 3 und 6
des Abkommens entstandenen
Kosten unverzüglich nach Erhalt
einer Aufstellung der betreffen-
den Kosten zu ersetzen.

Artikel 6

(1) Die Verbindungsstellen der
Vertragsstaaten haben die zur
Durchführung des Abkommens
und dieser Verwaltungsvereinba-
rung erforderlichen Formblätter
festzulegen.

(2) Die im Artikel 3 bezeichne-
ten Bescheinigungen sind jedoch
auf Formblättern auszustellen,
die für Österreich von der Ver-
bindungsstelle und für Kanada
vom Ministerium für Volksein-
kommen — Steuern, Abteilung
für Quellenabzug, festzulegen
sind.

Artikel 7

Die Verbindungsstellen haben
jährlich in einer festzulegenden
Form zu erstellende Statistiken
über die nach dem Abkommen



170. Stück — Ausgegeben am 25. September 1987 — Nr. 465 2561

vorgenommenen Zahlungen aus-
zutauschen.

Artikel 8

Diese Vereinbarung tritt
gleichzeitig mit dem Abkommen
in Kraft und bleibt solange wie
das Abkommen in Kraft.

GESCHEHEN zu Wien, am
24. Februar 1987 in zwei
Urschriften in deutscher, engli-
scher und französischer Sprache,
wobei die drei Texte in gleicher
Weise authentisch sind.

Für die Republik Österreich:
Alfred Dallinger

Für Kanada:
Jake Epp

Die Verwaltungsvereinbarung tritt gemäß ihrem Art. 8 mit 1. November 1987 in Kraft.

Vranitzky

465.

Briefwechsel zur Ergänzung des Abkommens zwischen der Österreichischen Bundesregierung
und der Regierung der Republik Zypern über gewerbsmäßigen Linienflugverkehr

(Übersetzung)

BOTSCHAFT DER REPUBLIK ZYPERN
16, HERODOTOU STREET
ATHEN
Zl. 37/71B

26. Jänner 1987

Exzellenz,

Ich beehre mich, auf die zwischen den Delega-
tionen der Regierung der Republik Zypern und der
Österreichischen Bundesregierung am 3. Juni 1983
in Nicosia geführten Verhandlungen Bezug zu
nehmen. Die beiden Delegationen haben die fol-
genden Ergänzungen des Abkommens zwischen
der Republik Zypern und der Österreichischen
Bundesregierung über gewerbsmäßigen Linienflug
vom 7. Juli 1981 *) vereinbart:

1. Nach Absatz 5 des Artikels 3 ist ein neuer
Absatz 6 hinzuzufügen, der wie folgt lautet:

„6. Dem von jedem Vertragschließenden Teil
namhaft gemachten Fluglinienunternehmen ist
nach Maßgabe der Gesetze und Vorschriften des
anderen Vertragschließenden Teiles gleichermaßen

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 442/1982
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Gelegenheit zu geben, das für den Betrieb der ver-
einbarten Flugverbindungen auf den festgelegten
Flugstrecken notwendige technische und kaufmän-
nische Personal zu beschäftigen sowie im Hoheits-
gebiet des anderen Vertragschließenden Teiles
Büros einzurichten und zu betreiben.

Ferner ist dem von jedem Vertragschließenden
Teil namhaft gemachten Fluglinienunternehmen
gleichermaßen Gelegenheit zu geben, im Hoheits-
gebiet des anderen Vertragschließenden Teiles alle
Arten von Beförderungsdokumenten auszustellen
sowie Werbung und Verkaufsförderung zu betrei-
ben."

2. Nach Absatz 2 des Artikels 7 ist ein neuer
Absatz 3 hinzuzufügen, der wie folgt lautet:

„3. Weiters sind von allen Steuern und Eingangs-
abgaben auf der Grundlage der Reziprozität fol-
gende Gegenstände und Güter (Betriebsausrü-
stung) befreit, die zum ausschließlichen Gebrauch
durch das namhaft gemachte Fluglinienunterneh-
men des einen Vertragschließenden Teiles in das
Hoheitsgebiet des anderen Vertragschließenden
Teiles eingebracht werden:

a) Gepäckanhänger, Flugdokumente für Passa-
giere und Fracht, Flugpläne, Einsteigkarten
und Geschäftspapiere mit dem Signum des
Fluglinienunternehmens;

b) Fernmeldeausrüstung zur Verwendung auf
dem Flughafen, zB tragbare Sprechfunkge-
räte oder ähnliche drahtlose Geräte."

In Übereinstimmung mit Artikel 12 Absatz 1 des
Abkommens sollen die oben erwähnten Ergänzun-
gen sechzig (60) Tage nach ihrer Bestätigung durch
diplomatischen Notenwechsel in Kraft treten.

Falls die vorstehenden Vorschläge die Zustim-
mung der Österreichischen Bundesregierung fin-
den, beehre ich mich vorzuschlagen, daß diese
Note und die Antwortnote Ihrer Exzellenz dazu
einen integrierten Bestandteil des am 7. Juli 1981 in
Nicosia abgeschlossenen Abkommens zwischen der
Regierung der Republik Zypern und der Öster-
reichischen Bundesregierung über gewerbsmäßigen
Linienluftverkehr bilden.

Ich benütze diese Gelegenheit, Exzellenz, Ihnen
die Versicherung meiner ausgezeichneten Hoch-
achtung zu erneuern.

Demos Hadjimiltis
Botschafter

Seine Exzellenz
Herrn Hellmuth Strasser
Botschafter von Österreich
Athen
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(Übersetzung)
ÖSTERREICHISCHE BOTSCHAFT
Zl. 493.01/4-A/87

Athen, 23. Juni 1987

Exzellenz,

Ich beehre mich, den Empfang Ihrer Note vom
26. Jänner 1987 zu bestätigen, welche folgenden
Inhalt hat:

„Ich beehre mich,... (es folgt der weitere Text
der Übersetzung der zyprischen Note in deutscher
Sprache)... der Österreichischen Bundesregierung
über gewerbsmäßigen Linienluftverkehr bilden."

Ich beehre mich, Ihnen mitzuteilen, daß die
Österreichische Bundesregierung mit den vorste-
henden Vorschlägen einverstanden ist und sohin
Ihre Note und diese Antwortnote ein Abkommen
zwischen den beiden Vertragschließenden Teilen in
dieser Angelegenheit bilden, das sechzig (60) Tage
nach seiner Bestätigung durch diplomatischen
Notenwechsel in Kraft tritt.

Ich benütze diese Gelegenheit, Ihnen die Versi-
cherung meiner ausgezeichneten Hochachtung zu
erneuern.

Dr. Hellmuth Strasser
Botschafter

Seine Exzellenz
Herrn Demos Hadjimiltis
Botschafter von Zypern
Athen

Der Notenwechsel gemäß Art. 12 Abs. 1 des Abkommens wurde am 23. Juni 1987 durchgeführt; der
Briefwechsel ist gemäß Art. 12 Abs. 1 des Abkommens mit 22. August 1987 in Kraft getreten.

Vranitzky

466.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

Notenwechsel zwischen der Republik Öster-
reich und den Vereinigten Staaten von Ame-
rika betreffend die Anwendung des Abkom-
mens zwischen der Republik Österreich und
den Vereinigten Staaten von Amerika über die
gegenseitige Unterstützung ihrer Zollverwal-

tungen

BUNDESMINISTERIUM FÜR
AUSWÄRTIGE ANGELEGENHEITEN

Wien, am 2. April 1986

Sehr geehrter Herr Geschäftsträger!

Ich beehre mich vorzuschlagen, das Abkommen
zwischen der Republik Österreich und den Verei-

(Übersetzung)
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nigten Staaten von Amerika über die gegenseitige
Unterstützung ihrer Zollverwaltungen vom
15. September 1976 *) (im folgenden „das Abkom-
men" genannt) mit Maßgabe folgender Ergänzun-
gen anzuwenden:

(1) Die in Artikel 2 Absatz 1 des Abkommens
vorgesehene Unterstützung umfaßt auch die Unter-
stützung zur Verhinderung, Ermittlung und Ver-
folgung von Zuwiderhandlungen im Sinne von
Artikel 1 Absatz 3 des Abkommens, insofern als in
Österreich das Bundesministerium für Handel,
Gewerbe und Industrie gemäß dem Außenhandels-
gesetz 1984 zu Ermittlungen ermächtigt ist.

(2) Wird ein Ersuchen gemäß Artikel 6 Absatz 2
des Abkommens dem Bundesministerium für Han-
del, Gewerbe und Industrie übermittelt, so wird das
Bundesministerium für Handel, Gewerbe und
Industrie dieses Ersuchen gemäß den Bestimmun-
gen des Abkommens erledigen und die Ergebnisse
der ersuchenden Behörde mitteilen.

Wenn die Vereinigten Staaten von Amerika die-
sem Vorschlag zustimmen, beehre ich mich vorzu-
schlagen, daß diese Note und Ihre bestätigende
Antwortnote einen Vertrag zwischen der Republik
Österreich und den Vereinigten Staaten von Ame-
rika darstellen, welcher neunzig Tage nachdem
beide Seiten einander mitgeteilt haben, daß die
innerstaatlichen Voraussetzungen für das Inkraft-
treten dieses Notenwechsels erfüllt sind, in Kraft
tritt.

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Geschäfts-
träger, den Ausdruck meiner vorzüglichen Hoch-
achtung.

Otto Maschke m. p.
außerordentlicher Gesandter und bevollmächtigter
Minister

Herrn Felix S. Bloch
Geschäftsträger a. i.

Botschaft der Vereinigten
Staaten von Amerika
Wien

(Übersetzung)

BOTSCHAFT DER
VEREINIGTEN STAATEN VON AMERIKA

Wien, am 2. April 1986

Nr. 28

Sehr geehrter Herr Gesandter!

Ich beehre mich, den Empfang Ihrer Note an
mich vom 2. April 1986 zu bestätigen, welche fol-
genden Wortlaut hat:

„Ich beehre mich vorzuschlagen, das Abkommen
zwischen der Republik Österreich und den Verei-

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 278/1978
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nigten Staaten von Amerika über die gegenseitige
Unterstützung ihrer Zollverwaltungen vom
15. September 1976 (im folgenden ,das Abkommen'
genannt) mit Maßgabe folgender Ergänzungen
anzuwenden:

(1) Die in Artikel 2 Absatz 1 des Abkommens
vorgesehene Unterstützung umfaßt auch die Unter-
stützung zur Verhinderung, Ermittlung und Ver-
folgung von Zuwiderhandlungen im Sinne von
Artikel 1 Absatz 3 des Abkommens insofern, als in
Österreich das Bundesministerium für Handel,
Gewerbe und Industrie gemäß dem Außenhandels-
gesetz 1984 zu Ermittlungen ermächtigt ist.

(2) Wird ein Ersuchen gemäß Artikel 6 Absatz 2
des Abkommens dem Bundesministerium für Han-
del, Gewerbe und Industrie übermittelt, so wird das
Bundesministerium für Handel, Gewerbe und
Industrie dieses Ersuchen gemäß den Bestimmun-
gen des Abkommens erledigen und die Ergebnisse
der ersuchenden Behörde mitteilen.

Wenn die Vereinigten Staaten von Amerika die-
sem Vorschlag zustimmen, beehre ich mich vorzu-
schlagen, daß diese Note und Ihre bestätigende
Antwortnote einen Vertrag zwischen der Republik
Österreich und den Vereinigten Staaten von Ame-
rika darstellen, welcher neunzig Tage nachdem
beide Seiten einander mitgeteilt haben, daß die
innerstaatlichen Voraussetzungen für das Inkraft-
treten dieses Notenwechsels erfüllt sind, in Kraft
tritt.

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Geschäfts-
träger, den Ausdruck meiner vorzüglichen Hoch-
achtung."

Ich beehre mich zu bestätigen, daß die Vereinig-
ten Staaten von Amerika diesem Vorschlag zustim-
men und daß Ihre Note und diese Antwortnote
einen Vertrag zwischen der Republik Österreich
und den Vereinigten Staaten von Amerika darstel-
len, welcher neunzig Tage nachdem beide Seiten
einander mitgeteilt haben, daß die innerstaatlichen
Voraussetzungen für das Inkrafttreten dieses
Notenwechsels erfüllt sind, in Kraft tritt.

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Gesandter,
den Ausdruck meiner vorzüglichen Hochachtung.

Felix S. Bloch m. p.
Geschäftsträger a. i.

Dr. Otto Maschke,
außerordentlicher Gesandter und bevollmächtigter Mini-
ster,
Bundesministerium für Auswärtige Angelegenheiten,

Wien.

Die in Punkt 2 des Notenwechsels vorgesehenen Mitteilungen wurden am 31. August 1987 abgege-
ben; der Notenwechsel tritt gemäß seinem Punkt 2 mit 29. November 1987 in Kraft.

Vranitzky
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